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Vorwort

Wenn es um die private Vermietung von Wohnraum geht, wird kaum um 
die Besteuerung positiver Einkünfte gestritten, sondern regelmäßig um die 
Höhe von Werbungskostenüberschüssen. Dabei kommt es auch immer wie-
der zu Auseinandersetzungen darüber, ob die Vermietung steuerrechtlich zu 
berücksichtigen oder als unbeachtliche Liebhaberei zu behandeln ist. Das 
Problem: Gesetzlich geregelt ist steuerliche Liebhaberei nur für gewerbliche 
und über Verweisungen auch für die anderen betrieblichen Einkünfte, nicht 
jedoch für Überschusseinkünfte. Damit gibt es de lege lata für die Vermie-
tungseinkünfte (§§ 2, 21 EStG) keine Liebhaberei1.

Ohne dies näher zu begründen und auch nur kursorisch hatte sich der Große 
Senat des Bundesfinanzhofs jedoch auch bei den Vermietungseinkünften 
für die Anwendung der allgemeinen Liebhabereigrundsätze ausgesprochen2: 
Liebhaberei liege dem Grunde nach vor, wenn auf Dauer gesehen nicht mit 
einem, die Gesamtaufwendungen übersteigenden, Einnahmenüberschuss 
gerechnet werden kann und diese Tatsache von privaten Motiven begleitet 
wird. Die praktische Umsetzung dieser schlichten Liebhaberei-Formel ist je-
doch problembehaftet, zumal sich die Rechtsprechung des für die Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung zuständigen IX. Senates des Bundes
finanzhofs nicht an den gängigen Regeln der juristischen Auslegungslehre 
orientiert3. Der Anlass der Kritik: Der IX. Senat bedient sich bei einer sog. 
Dauervermietung seit dem Jahre 2005 einer unzulässigen materiellen Typi
sierung4 zu Gunsten fehlender Liebhaberei. Diese Fiktion ist durch nichts 
gerechtfertigt5, sie ist gleichsam rechtswidrig6. 

Eine Rechtswidrigkeit vor Artikel 20 Abs. 3 GG und § 3 Abs. 1 AO (Ge-
setzesvorbehalt) dürfte aber auch dort bestehen, wo der Bundesfinanzhof – 

1	 Stein, Der Geist des EStG.
2	 BFH v 25.6.84, GrS 4/82.
3	 Stein in DStZ: 04, 189; 09, 768; 13, 33; 13, 114.
4	 Stein, DStZ 11, 422.
5	 Weber-Grellet, DB 02, 2568; Stein, DStZ 04, 189, 195.

  6	 Stein in DStZ: 13, 33; 13, 114; 11, 442 [449 ff.]; 09, 768; 04, 189; Stein, Investition Immo-
bilie, Rdn. 543 – 600.
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für solch eine Handhabe gibt es wie erwähnt keine normative Entsprechung7 
– Liebhabereirecht bei den Vermietungseinkünften „aktiv“ anwendet. Dem
IX. Senat des Bundesfinanzhofs ist es bis heute nicht gelungen, rechtslogisch
nachvollziehbar zu dokumentieren, auf welcher gesetzlichen Grundlage er 
seine Liebhaberei-Rechtsprechung bei den Vermietungseinkünften (§§ 2, 
21 EStG) ausrichtet8. 

Überhaupt hat das Fehlen einer gesetzlichen Ermächtigung für die An-
wendung des Gedankens steuerrechtlicher Liebhaberei auch bei den Über-
schusseinkünften schon immer zu Denkspielen geführt: Seit nun fast vier 
Dekaden hat die Frage, ob Liebhaberei auch im Bereich der Einkunfts
art Vermietung und Verpachtung möglich ist und wann im Einzelnen die 
Voraussetzungen für eine Liebhaberei vorliegen, Verwaltung und Recht-
sprechung hinlänglich beschäftigt und so einige Dissertationen9 sind in den 
letzten beiden Dekaden dazu erschienen. Der Rechtsanwender jedenfalls 
findet eine kaum noch zu überblickende Fülle von Urteilen vor. 

Dieses Kompendium soll dem Praktiker ein erster Wegweiser sein10. Um 
den Umfang des Ratgebers im Rahmen zu halten, sind die Urteile in ge-
drängter Form und ohne Fundstelle zitiert.

Jena, im Dezember 2018 Michael Stein

7	 Leisner-Egensperger, DStZ 10, 790 – 800; Hübner, DStR 13, 1520, 1521.
8	 Stein, Der Geist des EStG.
9	 Ausschließlich zu Vermietung und Verpachtung: Lorenz; Müller; Habl; Credo.

10	 Zu vertiefenden Betrachtungen siehe: Stein, Investition Immobilie; Stein, Der Geist des 
EStG.
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